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Vorwort 
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den Mut aufzubringen, vorgegebene Pfade mitunter zu verlassen und juristi-
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getragen hat. Mein Dank gilt außerdem Prof. Dr. Matthias Jacobs für die zügige 
Erstellung des Zweitgutachtens und seine Wertschätzung meiner Arbeit.  

Allen voran bei meinem Partner, Fynn-Hendrik, aber auch bei meinen 
Freundinnen und Freunden bedanke ich mich für ihre Unterstützung während 
des Entstehungsprozesses dieser Arbeit, sei es für ihr offenes Ohr für Hochs 
und Tiefs bei der Erstellung der Arbeit oder für die nötige Ablenkung, die mir 
dabei geholfen hat, mich weder in den Gängen der Staatsbibliothek zu Berlin 
noch in rechtlich-dogmatischen Irrungen und Wirrungen zu verlieren. 

Meinen Eltern, Mechthild und Tilman, und meinen beiden Schwestern, Car-
lotta und Leila, danke ich von Herzen für ihren unerschütterlichen Beistand 
und ihr stetes Vertrauen in mich. Ihnen soll dieses Buch gewidmet sein. 
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Einleitung 

Der Betriebsrat ist bei der Ausübung der Betriebsratstätigkeiten nicht allein auf 
die betriebsinterne Sach- und Fachkunde verwiesen. Er kann sich bei der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben und Rechte von Beratern1, Rechtsanwälten und 
Sachverständigen unterstützen lassen und seine Mitglieder zu Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen entsenden. Die Kosten hat gem. § 40 Abs. 1 BetrVG 
der Arbeitgeber zu tragen. Dass Betriebsratsmitglieder dennoch keine grenzen-
losen Kosten verursachen dürfen, ergibt sich daraus, dass § 40 Abs. 1 BetrVG 
in der ständigen Rechtsprechung um das ungeschriebene Tatbestandsmerkmal 
der Erforderlichkeit ergänzt wird.  

Überschreitet der Betriebsrat bei der Beauftragung des Dritten das für die 
Betriebsratsarbeit erforderliche Maß, kann der Vertragspartner gemäß einer 
Grundsatzentscheidung des BGH aus dem Jahr 2012 für den nicht erforderli-
chen Vertragsteil nicht mehr den Betriebsrat als Gremium in Anspruch neh-
men, weil dieser sich Dritten gegenüber nur insoweit verpflichtet kann, als ihm 
ein Kostentragungsanspruch gem. § 40 Abs. 1 BetrVG gegen den Arbeitgeber 
zusteht.2 Hat er seine Leistung bereits erbracht, kann er stattdessen den Be-
triebsratsvorsitzenden als das nach außen auftretende Betriebsratsmitglied per-
sönlich als Vertreter ohne Vertretungsmacht in Haftung nehmen und von ihm 
den Schaden ersetzt verlangen, welcher ihm dadurch entstanden ist, dass er die 
Gegenleistung nicht vom Betriebsrat als Gremium verlangen kann.3 

Mit dieser Entscheidung hat der dritte Zivilsenat des BGH eine bereits Jahr-
zehnte andauernde Diskussion über die Haftung von Betriebsratsmitgliedern 
neu angefacht. Die von ihm propagierte verschuldensunabhängige Haftung des 
immerhin ehrenamtlich für den Betriebsrat tätigen Betriebsratsvorsitzenden ist 

 
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden verallgemeinernd das generi-

sche Maskulin verwendet; nichtsdestotrotz beziehen sich sämtliche Angaben auf Angehörige 
aller Geschlechter.  

2 BGH v. 25.10.2012 – III ZR 266/11, BGHZ 195, 174, NZA 2012, 1382; die Haftung ist 
gem. § 179 Abs. 3 BGB allerdings ausgeschlossen, wenn der Dritte von der Überschreitung 
der Erforderlichkeitsgrenze Kenntnis hatte oder hätte haben müssen. 

3 Ebd. 
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im arbeitsrechtlichen Schrifttum stellenweise scharf kritisiert worden.4 Es wird 
gefordert, die Haftung von Betriebsratsmitgliedern auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit zu beschränken.5  

Vergleicht man die Haftung des den Betriebsrat nach außen vertretenden 
Vorsitzenden mit der sonstiger Arbeitnehmer des Betriebs, stößt man in der 
Tat auf erhebliche Gegensätze: Während für Arbeitnehmer, die nicht Amtsträ-
ger sind, eine Beschränkung der Haftung nach den Grundsätzen des innerbe-
trieblichen Schadensausgleichs allgemein anerkannt ist, sollen Betriebsrats-
mitglieder bei Rechtsgeschäften mit Dritten nach Auffassung des BGH streng 
nach den allgemeinen Regeln des BGB haften. Schädigt ein „normaler“ Ar-
beitnehmer im Rahmen einer betrieblich veranlassten Tätigkeit einen außer-
halb der Betriebssphäre stehenden Dritten, ist er diesem gegenüber zwar un-
eingeschränkt schadensersatzpflichtig – im Innenverhältnis zum Arbeitgeber 
ist es ihm aber möglich, sich im Wege eines aus den Grundsätzen der privile-
gierten Arbeitnehmerhaftung ergebenden Freistellungsanspruchs von der 
Schuld gegenüber dem Dritten (teilweise) befreien zu lassen, sofern er den 
Schaden nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat.6  

Verkennt der Betriebsrat bei der Beauftragung eines Dritten, dass der ange-
forderte Beratungsumfang oder die Höhe der vereinbarten Vergütung jenseits 
des für die Betriebsratsarbeit erforderliche Maßes liegen und entsteht dem Drit-
ten dadurch ein Schaden, soll das den Vertrag abschließende Betriebsratsmit-
glied nach der Rechtsauffassung des BGH dem Dritten gegenüber uneinge-
schränkt haften.  

Die vorliegende Arbeit untersucht, ob und inwieweit eine Beschränkung der 
vom BGH angenommenen rechtsgeschäftlichen Außenhaftung des dem Dritten 

 
4 Siehe nur Preis/Ulber, Anm. zu BGH, Urteil v. 25. Oktober 2012 – III ZR 266/11, JZ 

2013, 579; Belling, Anm. (1) zu BGH v. 25.10.2012 – III ZR 266/11, AP BetrVG 1972 § 40 
Nr. 110; Müller/Jahner, BB 2013, 440 (443); Dommermuth-Alhäuser/Heup, BB 2013, 1461 
(1467); Bell/Helm, ArbRAktuell 2013, 39; Lunk/Rodenbusch, NJW 2014, 1989 (1994); Fi-
scher, NZA 2014, 343 (347); Kreuder/Matthiessen-Kreuder in: Düwell, Gebühren- und Kos-
tenrecht Rn 2. 

5 Fitting, § 1 Rn 216, 218; Thüsing in: Richardi, Vorbemerkungen zu § 26 BetrVG Rn 14; 
Lunk/Rodenbusch, NJW 2014, 1989 (1994); Müller/Jahner, BB 2013, 440 (443); Dommer-
muth-Alhäuser/Heup, BB 2013, 1461 (1467); Preis/Ulber, Anm. zu BGH, Urteil v. 25. Ok-
tober 2012 – III ZR 266/11, JZ 2013, 579 (583); Schwab, FS Bauer (2010), S. 1001 (1005); 
Picht, Haftung des Betriebsrats und seiner Mitglieder bei rechtsgeschäftlichen Verbindlich-
keiten (2018), S. 127 ff. 

6 Grundlegend: BAG v. 25.09.1957 – GS 4 (5)/56, NJW 1958, 235; siehe auch BAG 
v. 23.06.1988 – 8 AZR 300/85, AP § 611 BGB Haftung des Arbeitsnehmers Nr. 94, NZA 
1989, 181; BAG v. 27.09.1994 – GS 1/89 (A), AP BGB § 611 Haftung des Arbeitnehmers 
Nr. 103; Schwarze in: Otto/Schwarze/Krause, § 16 Rn 21 ff.; Maties in: BeckOGK-BGB, 
Stand: 01.07.2019, § 611a Rn 1711 ff.; Brors in: BDDH, § 611 Rn 918; Preis in: ErfK, 
§ 619a Rn 26; Reichold in: MHdB zum ArbR, Bd. 1, § 52 Rn 14; Didier, RdA 2013, 285 
(286). 



  Einleitung  3 

gegenüber handelnden Betriebsratsmitglieds nach den Grundsätzen über die 
privilegierte Arbeitnehmerhaftung vorgenommen werden kann.  

Da die Außenhaftung des Betriebsrats und seiner Mitglieder an das Beste-
hen einer vertraglichen Verbindlichkeit anknüpft, werden im ersten Teil der 
Arbeit die gesetzlichen Grundstrukturen in Hinblick auf die Eingehung von 
Rechtsgeschäften durch den Betriebsrat bzw. seine Mitglieder beleuchtet. Da-
bei wird zunächst der im Betriebsverfassungsrecht geregelte Normalfall unter-
sucht, in welchem sich der Betriebsrat bei der Beauftragung eines außerhalb 
der Betriebssphäre stehenden Dritten innerhalb seines gesetzlichen Wirkungs-
kreises bewegt.  

Der zweite Teil der Arbeit beschäftigt sich mit der rechtsgeschäftlichen Au-
ßenhaftung von Betriebsratsmitgliedern, wenn die Grenze der Erforderlichkeit 
bei der Beauftragung eines Externen überschritten wird und der Betriebsrat 
seinen gesetzlichen Wirkungskreis damit verlässt. Dabei wird das Haftungs-
modell des BGH zu weiteren in der Literatur vertretenen Auffassungen über 
eine mögliche Haftungskonstruktion in Beziehung gesetzt und auf seine Trag-
fähigkeit und systemische Stimmigkeit hin überprüft. Ferner wird untersucht, 
welche Risiken sich aus dem Haftungsmodell des BGH für die Betriebsratsar-
beit im Allgemeinen und die ehrenamtlich tätigen Betriebsratsmitglieder im 
Besonderen ergeben und ob und inwieweit diese Risiken ein Bedürfnis für eine 
Haftungsbeschränkung offenbaren. 

Im dritten Teil der Arbeit werden die methodischen Grundsätze der privile-
gierten Arbeitnehmerhaftung aufgezeigt und Maßstäbe für eine Ausweitung 
des Anwendungsbereichs der Grundsätze des innerbetrieblichen Schadensaus-
gleichs auf Betriebsratsmitglieder entwickelt. Schwerpunkt und Ziel der Arbeit 
ist es, anhand einer umfassenden Analyse zu überprüfen, ob die hinter den 
Grundsätzen der beschränkten Arbeitnehmerhaftung stehenden Wertungen auf 
Betriebsratsmitglieder übertragbar sind.  

Schließlich wird untersucht, ob der einem Dritten gegenüber in Außenhaf-
tung tretende Betriebsratsvorsitzende einen Regressanspruch gegen diejenigen 
Betriebsratsmitglieder geltend machen kann, welche die Fehlentscheidung 
über die Erforderlichkeit der Konsultation des Dritten getroffen haben. Im letz-
ten Abschnitt werden die wesentlichen Ergebnisse und Thesen der Untersu-
chung zusammengefasst.





 

A. Außenrechtsgeschäfte des Betriebsrats  

Ob und auf welche Weise der Betriebsrat als Gremium Rechtsgeschäfte mit 
außerhalb der Betriebssphäre stehenden Dritten eingehen kann, ist im Betriebs-
verfassungsgesetz nicht ausdrücklich geregelt. Fest steht, dass die Hinzuzie-
hung externen Sachverstands in bestimmten Fallkonstellationen möglich ist, 
soweit die tatbestandlichen Voraussetzungen vorliegen und der gesetzlich vor-
gesehene Rahmen nicht überschritten wird. Offen bleibt dagegen, welcher der 
betrieblichen Akteure – der Betriebsrat als Gremium, seine Mitglieder oder der 
Arbeitgeber – zum Abschluss des entsprechenden Vertrags berechtigt ist. Fer-
ner statuiert das Gesetz in § 40 Abs. 1 BetrVG zwar die Pflicht des Arbeitge-
bers, die durch die Tätigkeit des Betriebsrats entstehenden Kosten zu überneh-
men, lässt dabei aber unbeantwortet, wie weit die Kostentragungspflicht reicht 
und durch wen und auf welche Weise die Forderung eines betriebsfremden 
Dritten erfüllt werden kann.  

In der Betriebsratspraxis geht die Hinzuziehung externer Berater häufig so 
vonstatten, dass der Betriebsrat zunächst den Beschluss fasst, etwa einen 
Rechtsanwalt für die Vertretung in einem arbeitsgerichtlichen Verfahren zu 
beauftragen. Anschließend nimmt der Betriebsratsvorsitzende oder ein anderes 
Mitglied des Betriebsrats Kontakt zu dem Rechtsanwalt auf, auf den die Wahl 
des Gremiums gefallen ist, um einen Beratervertrag abzuschließen. Nach Ab-
schluss des Verfahrens reicht der Betriebsrat die anwaltliche Rechnung entwe-
der zur Zahlung an den Arbeitgeber weiter oder der beauftragte Rechtsanwalt 
wendet sich direkt an diesen.  

So pragmatisch die skizzierte Vorgehensweise in der Praxis ist, ist sie in 
rechtlicher Hinsicht dennoch nicht ohne Weiteres nachzuvollziehen.1 Vielmehr 
hängt die rechtliche Übersetzung der Eingehung eines Beratungsverhältnisses 
zu einem außerhalb der Betriebssphäre stehenden Dritten davon ab, welche der 
gesetzlich vorgesehenen Fallkonstellationen zur Beauftragung von Externen 
vorliegt, auf welche Weise welche der betrieblichen Akteure miteinander in 
Kontakt treten und ob bei dem Vertragsschluss die (ungeschrieben) gesetzli-
chen Voraussetzungen der jeweiligen Norm eingehalten werden.  

 
1 Franzen, FS v. Hoyningen-Huene, S. 87 (87). 
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I. Überblick über die Außenrechtsgeschäfte des Betriebsrats mit externen Beratern 
Es existieren mehrere betriebsverfassungsrechtliche Vorschriften, die den Be-
triebsrat dazu berechtigen, für die sachgerechte Ausübung der Betriebsratsar-
beit die Hilfe eines außerhalb der Betriebssphäre stehenden Beraters in An-
spruch zu nehmen.  

1. § 40 Abs. 1 BetrVG für die Beauftragung eines Rechtsanwalts  

§ 40 Abs. 1 BetrVG ist die zentrale Norm für die Finanzierung der Betriebs-
ratsarbeit durch den Arbeitgeber. Kosten, die durch die Betriebsratsarbeit ent-
stehen, sind unter dem Vorbehalt der Erforderlichkeit2 vom Arbeitgeber zu tra-
gen, ohne dass der Betriebsrat diesen im Vorhinein von den geplanten Ausga-
ben in Kenntnis setzen oder seine Zustimmung einholen müsste.3 Hierzu gehö-
ren der ständigen Rechtsprechung des BAG zufolge nicht nur sachliche und 
persönliche sowie allgemeine Geschäftsführungskosten des Betriebsrats4, son-
dern auch Honorarkosten für einen Rechtsanwalt, dessen Hinzuziehung der Be-
triebsrat für die gerichtlich Geltendmachung seiner betriebsverfassungsrecht-
lichen Rechte für erforderlich halten durfte.5  

Begründet wird diese Rechtsauffassung mit dem Argument, die Mitwir-
kungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats verkämen zu einer inhalts-
leeren Hülle, wenn es diesem nicht gestattet wäre, sie gerichtlich durchzuset-
zen und Angriffe gegen sie effektiv abzuwehren.6 Der Betriebsrat ist also über 
den Wortlaut von § 40 Abs. 1 BetrVG hinaus dazu berechtigt, sich im Fall von 
gerichtlichen und außergerichtlichen Streitigkeiten mit dem Arbeitgeber über 
den Bestand oder die Verletzung seiner Rechte anwaltlich vertreten zu lassen.7  

Weitere Normen im Betriebsverfassungsgesetz, die die Hinzuziehung exter-
ner Berater für die Erfüllung der betriebsratlichen Aufgaben vorsehen, sind im 
Verhältnis zu § 40 Abs. 1 BetrVG als Spezialregelungen anzusehen.8  

 
2 Fitting, § 40 Rn 9, vgl. hierzu ausführlich unter B) II. 2. und 3. 
3 Fitting, § 40 Rn 11; Jaeger/Steinbrück, NZA 2013, 401 (401). 
4 Fitting, § 40 BetrVG Rn 5, 12. 
5 Vgl. etwa BAG v. 16.10.1986 – 6 ABR 2/85, NZA 1987, 753, AP BetrVG 1972 § 40 

Nr. 31 [zu III1] m.w.N.; BAG v. 20.10.1999 – 7 ABR 25/98, NZA 2000, 556, EzA BetrVG 
1972 § 40 Nr. 89; BAG v. 15.11.2000 – 7 ABR 24/00; BAG v. 29.07.2009 – 7 ABR 95/07, 
NZA 2009, 1223; BAG v. 18.07.2012 – 7 ABR 23/11; Benecke, NZA 2018, 1361 (1362). 

6 Fitting, § 40 Rn 21; Haas, Anwaltliches Mandatsverhältnis zum Betriebsrat (2009), 
S. 25 m.w.N. 

7 Domernicht, Kosten und Sachaufwand des Betriebsrats (2018), Kap. VI Rn 216. 
8 Jaeger/Steinbrück, NZA 2013, 401 (401). 
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2. § 80 Abs. 3 BetrVG für die Beauftragung eines Sachverständigen 

Gem. § 80 Abs. 3 BetrVG kann der Betriebsrat zur Durchführung seiner Auf-
gaben nach näherer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber Sachverständige hin-
zuziehen, soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben erfor-
derlich ist. Der Sachverständige soll dem Betriebsrat die ihm fehlenden fachli-
chen oder rechtlichen Kenntnisse vermitteln, um eine sachgemäße Zusammen-
arbeit mit dem Arbeitgeber im Rahmen der Betriebsverfassung zu gewährleis-
ten.9 Sinn der Vorschrift ist es, durch die Hinzuziehung eines Sachverständigen 
in konkreten, aktuellen Fragen des Betriebs durch die Person des Sachverstän-
digen eine möglichst objektive Sichtweise vermittelt zu bekommen.10 Typische 
Fälle, in denen die Beauftragung eines Sachverständigen nach § 80 Abs. 3 Be-
trVG in Betracht kommt, sind etwa Fragen zur Gefährdungsbeurteilung am Ar-
beitsplatz, Fragen der EDV, versicherungsmathematische Fragen, arbeitswis-
senschaftliche Fragen, Analyse von Geschäftsberichten oder die Einführung 
von spezifischen Projekten im Betrieb.11  

Voraussetzung für die Beauftragung eines Sachverständigen ist, dass dem 
Betriebsrat die erforderliche Sachkunde fehlt und er sie sich nicht ohne Weite-
res – etwa durch Inanspruchnahme sachkundiger Betriebs- oder Unterneh-
mensangehöriger – verschaffen kann.12 Die Hinzuziehung des Sachverständi-
gen nach § 80 Abs. 3 BetrVG erfolgt im Unterschied zu § 40 Abs. 1 BetrVG 
außerdem erst nach „näherer Vereinbarung“ zwischen Betriebsrat und Arbeit-
geber, in welcher sich über die Person des Sachverständigen, die Kosten seiner 
Beratungsleistung und den Gegenstand seiner Sachverständigentätigkeit geei-
nigt wird.13 Wenn keine Vereinbarung erzielt werden kann, hat der Betriebsrat 
die Möglichkeit, eine arbeitsgerichtliche Entscheidung über die Erforderlich-
keit der Hinzuziehung herbeizuführen.14 Wird dem Antrag stattgegeben, darf 

 
9 BAG v. 13.09.1977 – 1 ABR 67/75, AP BetrVG 1972 § 42 Nr. 1 m.w.N.; BAG 

19.04.1989 – AP BetrVG 1972 § 80 Rn 35; BAG 13.05.1998 – 7 ABR 65/96, NZA 1998, 
900; Fitting, § 80 Rn 90. 

10 BAG v. 13.09.1977 – 1 ABR 67/75, AP BetrVG 1972 § 42 Nr. 1. 
11 Vgl. Fitting, § 80 Rn 92. 
12 BAG v. 26.02.1992 – 7 ABR 51/90, AP BetrVG 1972 § 80 Nr. 48, als einfache und 

kostengünstigere Alternative zur Beauftragung eines Sachverständigen wird hier der Besuch 
von einschlägigen Schulungsveranstaltungen genannt; diese Ansicht wurde vom BAG mit 
der Entscheidung BAG v. 25.06.2014 – 7 ABR 70/12, BB 2014, 3134, NZA 2015, 629 aber 
verworfen mit der Begründung, dass ein Grundsatz, der Betriebsrat müsse sich zunächst das 
„Rüstzeug“ für die Wahrnehmung seiner Aufgaben durch Schulungen seiner Mitglieder ver-
schaffen, bevor er einen Sachverständigen hinzuziehe, nicht den Funktionen der Regelungen 
über die Hinzuziehung von Sachverständigen und Schulungsveranstaltern entspreche. 

13 BAG v. 19.04.1989 – 7 ABR 87/87, AP BetrVG 1972 § 80 Nr. 35. 
14 Ebd. 
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der Betriebsrat nach Eintritt der Rechtskraft des arbeitsgerichtlichen Beschlus-
ses den Sachverständigen auch ohne die Zustimmung des Arbeitgebers und auf 
dessen Kosten mandatieren.15 

Als Sachverständige können Angehörige jeder Berufsgruppe herangezogen 
werden. Sachverständiger i.S.d. § 80 Abs. 3 BetrVG kann daher im Einzelfall 
auch ein Rechtsanwalt sein, der dem Betriebsrat die ihm fehlenden speziellen 
Rechtskenntnisse vermittelt.16 Im Unterschied zu der Beauftragung eines 
Rechtsanwalts über § 40 Abs. 1 BetrVG geht es bei der Beauftragung nach 
§ 80 Abs. 3 BetrVG aber stets um die abstrakte Vermittlung von (Rechts-) 
Kenntnissen zur sachgerechten Interessenwahrnehmung, während in den An-
wendungsbereich des § 40 Abs. 1 BetrVG Fälle der gerichtlichen und außer-
gerichtlichen Vertretung in Bezug auf einen konkreten Rechtsstreit sowie einer 
Vertretung vor der Einigungsstelle fallen.17 Im Gegensatz zum Verfahrensbe-
vollmächtigten ist der Sachverständige also kein Interessenvertreter eines der 
beiden Betriebspartner.18  

3. § 111 Satz 2 BetrVG für die Beauftragung eines Beraters 

§ 111 Satz 2 BetrVG berechtigt den Betriebsrat, bei Betriebsänderungen in Un-
ternehmen mit mehr als 300 Arbeitnehmern zu seiner Unterstützung einen Be-
rater hinzuzuziehen. Aufgabe des Beraters i.S.d. § 111 Satz 2 BetrVG ist es, 
die fehlende Sachkunde des Betriebsrats zu ersetzen und ihn damit in die Lage 
zu versetzen, die Verhandlungen über einen Interessensausgleich mit dem Ar-
beitgeber sachkundig führen zu können.19 Die Vorschrift wurde als Sonderfall 
gegenüber § 80 Abs. 3 BetrVG durch das Gesetz zur Reform des Betriebsver-
fassungsgesetzes vom 27.07.201120 in das Betriebsverfassungsgesetz einge-
fügt, um dem Betriebsrat die Hinzuziehung externen Sachverstands bei Be-
triebsänderungen „abweichend von dem zeitaufwendigeren Verfahren bei der 
Hinzuziehung von Sachverständigen nach § 80 Abs. 3“ zu erleichtern.21 Denn 
im Gegensatz zu dem Verfahren nach § 80 Abs. 3 BetrVG muss der Betriebsrat 
sich bei der Hinzuziehung eines Sachverständigen als Berater im Fall von Be-
triebsänderungen nach § 111 Satz 2 BetrVG nicht im Vorhinein mit dem Ar-
beitgeber über die wesentlichen Modalitäten einigen; stattdessen muss er die-
sen nicht einmal über die Hinzuziehung des Beraters informieren. Dem Be-
triebsrat wird dadurch ein rascheres Vorgehen ermöglicht, um mit Hilfe exter-
nen Sachverstands die Auswirkungen der Betriebsänderung zu erfassen und 

 
15 BAG v. 19.04.1989 – 7 ABR 87/87, AP BetrVG 1972 § 80 Nr. 35. 
16 BAG v. 26.02.1992 – 7 ABR 51/90, NZA 1993, 86; BAG v. 25.06.2014 – 7 ABR 

70/12, NZA 2015, 629 Rn 27; Löwisch/Kaiser, § 80 Rn 50. 
17 BAG v. 25.06.2014 – 7 ABR 70/12, NZA 2015, 629, Rn 27. 
18 BAG v. 21.06.1989 – 7 ABR 78/87, AP BetrVG 1972 § 76 Nr. 34, NZA 1990, 107. 
19 BAG v. 14.12.2016 – 7 ABR 8/15, NZA 2017, 514 Rn 14. 
20 BGBl. 2001, I S. 1852. 
21 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 14/5741, S. 52; Reuter, Der Betriebsrat 

als Mandant (2018), S. 208. 
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noch rechtzeitig Einfluss auf die Entscheidungen des Arbeitgebers nehmen zu 
können.22  

4. § 37 Abs. 6, Abs. 7 BetrVG für die Beauftragung eines 
Schulungsveranstalters 

§§ 37 Abs. 6 und Abs. 7 BetrVG regeln den Anspruch von Betriebsratsmitglie-
dern, für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen von ihrer 
beruflichen Tätigkeit im Betrieb ohne Minderung des Arbeitsentgelts freige-
stellt zu werden. Die beiden Absätze grenzen sich wie folgt voneinander ab: 
Während ein Anspruch auf Freistellung für den Besuch von Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen nach § 37 Abs. 6 BetrVG immer dann besteht, wenn 
die zu vermittelnden Kenntnisse für die Betriebsratsarbeit erforderlich sind, 
sind solche Veranstaltungen nach § 37 Abs. 7 BetrVG von der zuständigen 
obersten Arbeitsbehörde des Landes nach Beratung mit den Spitzenorganisati-
onen der Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen als geeignet aner-
kannt worden.23  

Die Anspruchsvoraussetzungen des § 37 Abs. 6 BetrVG unterliegen damit 
einer doppelten Erforderlichkeitsprüfung: Erstens ist festzustellen, ob die zu 
vermittelnden Kenntnisse nach Art und Umfang für den Betriebsrat generell 
erforderlich sind, zweitens ist zu prüfen, ob die Freistellung von der Arbeit 
auch für die konkret zu schulenden Betriebsratsmitglieder gemessen an Art und 
Größe des Betriebs erforderlich ist.24 Dagegen besteht ein Anspruch auf Teil-
nahme an einer Schulungs- oder Bildungsveranstaltung nach § 37 Abs. 7 Be-
trVG für die im Gesetz genannte Höchstdauer von drei Wochen bereits dann, 
wenn die Veranstaltung als Typ anerkannt wurde, ohne dass es einer Erforder-
lichkeitsprüfung bedarf.25 Der Arbeitgeber ist im letzteren Fall jedoch nicht 
dazu verpflichtet, über die Entgeltfortzahlung hinaus Kosten für die Veranstal-
tung gem. § 40 Abs. 1 BetrVG zu übernehmen, sofern die zu vermittelnden 
Kenntnisse nicht auch in den Anwendungsbereich des Abs. 6 fallen.26 

Die Ansprüche auf Arbeitsfreistellung nach § 37 Abs. 6 BetrVG und § 37 
Abs. 7 BetrVG stehen selbstständig nebeneinander.27 Wiederherum setzt ein 
Anspruch auf Freistellung von der beruflichen Tätigkeit für einzelne Betriebs-
ratsmitglieder zur Ermöglichung der Teilnahme an Schulungs- und Bildungs-
veranstaltungen denklogisch voraus, dass im Vorhinein ein Vertragsschluss 
zwischen einem dem Betriebsrat zurechenbaren Akteur und dem Veranstalter 

 
22 BT-Drs. 14/5741, 52; BAG v. 14.12.2016 – 7 ABR 8/15, NZA 2017, 514 Rn 13; Reu-

ter, Der Betriebsrat als Mandant (2018), S. 208; Fitting, § 111 Rn 119. 
23 Fitting, § 37 Rn 136. 
24 Glock in: HWGNRH, § 37 Rn 141. 
25 Glock in: HWGNRH, § 37 Rn 239 f. 
26 Fitting, § 37 Rn 228. 
27 Ebd. 
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zustande gekommen ist. Wenngleich also keine gesetzliche Vorschrift exis-
tiert, welche die Beauftragung von Bildungs- und Schulungsveranstaltern aus-
drücklich vorsieht, wird durch die Existenz von §§ 37 Abs. 6 und Abs. 7 Be-
trVG deutlich, dass ein – wie auch immer gearteter – Vertragsschluss mit ei-
nem außerhalb der Betriebssphäre stehenden Veranstalter vom Betriebsverfas-
sungsgesetz vorgesehen ist. 

II. Die Kostentragungspflicht des Arbeitgebers nach  
§ 40 Abs. 1 BetrVG  

II. Die Kostentragungspflicht des Arbeitgebers nach § 40 Abs. 1 BetrVG  
Kostenschuldner für die aus der Beauftragung eines Externen resultierenden 
Honorare ist der gesetzgeberischen Konzeption zufolge der Arbeitgeber. § 40 
Abs. 1 BetrVG regelt die allgemeine Kostentragungspflicht des Arbeitgebers 
für sämtliche Kosten, die durch die Tätigkeit des Betriebsrats entstehen. Die 
Vorschrift ist zwingendes Recht und die Generalklausel für alle sonstigen sach-
lichen und persönlichen Kosten der Betriebsratstätigkeit.28 Kosten im Sinne 
der Vorschrift können sowohl aus der Tätigkeit des Betriebsrats als Gremium 
als auch aus der Tätigkeit einzelner Betriebsratsmitglieder heraus entstehen.29 
Der Anspruch auf Kostentragung gem. § 40 Abs. 1 BetrVG begründet ein ge-
setzliches Schuldverhältnis im betriebsverfassungsrechtlichen Innenverhältnis 
zwischen dem Betriebsrat bzw. der die Kosten verursachenden Betriebsrats-
mitglieder und dem Arbeitgeber als demjenigen, dem die Kosten der Amtsaus-
übung gesetzlich zur Last fallen.30 Die Kostenbelastung des Arbeitgebers – und 
nicht etwa des Betriebsrats und seiner Mitglieder oder der Belegschaft – ist die 
notwendige Konsequenz daraus, dass das Betriebsratsamt gem. § 37 Abs. 1 
BetrVG als Ehrenamt ausgestaltet ist, der Betriebsrat gem. § 41 BetrVG für 
seine Amtstätigkeit keine Beiträge von der Belegschaft erheben darf und den 
einzelnen Mitgliedern gem. § 78 Satz 2 BetrVG aus ihrer Tätigkeit keine Nach-
teile entstehen dürfen.31  

 
28 BAG v. 24.10.2001 – 7 ABR 20/00, NZA 2003, 53; AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 71; 

Dütz/Säcker, DB 1972, Beil. Nr. 17, 3 (7); Rosset, Rechtssubjektivität des Betriebsrats und 
Haftung seiner Mitglieder (1985), S. 42 ff.; Koch in: ErfK, § 40 Rn 14; Fitting, § 40 Rn 90; 
Thüsing in: Richardi, § 40 Rn 43; Weber in: GK-BetrVG, § 40 Rn 24, 120; Glock in: 
HWGNRH, § 40 Rn 90; Domernicht, Kosten und Sachaufwand des Betriebsrats (2018), 
Kap. II Rn 2, 9. 

29 Weber in: GK-BetrVG, § 40 Rn 7.  
30 BAG v. 24.10.2001 – 7 ABR 20/00, NZA 2003, 53; AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 71; 

Dütz/Säcker, DB 1972, Beil. Nr. 17, 3 (7); Rosset, Rechtssubjektivität des Betriebsrats und 
Haftung seiner Mitglieder (1985), S. 42 ff.; zust.: Koch in: ErfK, § 40 Rn 14; Fitting, § 40 
Rn 90; Thüsing in: Richardi, § 40 Rn 43; Weber in: GK-BetrVG, § 40 Rn 24, 120; Glock in: 
HWGNRH, § 40 Rn 90. 

31 Dütz/Säcker, DB 1972, Beil. Nr. 17, 3 (5); Vgl. auch Thüsing in: Richardi, § 40 Rn 3. 
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